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2. Instanz

Aktenzeichen L 9 R 3068/18
Datum 29.09.2021

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Konstanz
vom 11. Juli 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten. 

Â 

GrÃ¼nde

Â 

I.

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
streitig. 

Die 1984 geborene KlÃ¤gerin hat keinen Beruf erlernt. Sie bezieht seit August 2008
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
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Sozialgesetzbuch (SGB II); im Versicherungsverlauf der KlÃ¤gerin sind auÃ�erdem
Pflichtbeitragszeiten fÃ¼r Kindererziehung enthalten. Wegen der Einzelheiten des
Versicherungskontos wird auf den Versicherungsverlauf vom 08.01.2019 (Bl. 12 f.
der Senatsakten) Bezug genommen.

Einen ersten Rentenantrag der KlÃ¤gerin vom 03.08.2012 lehnte die Beklagte mit
Bescheid vom 09.10.2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
22.01.2013 ab. Die hiergegen zum Sozialgericht Konstanz (SG) erhobene Klage
(SÂ 7 R 465/13) wurde nach Einholung eines neurologisch-psychiatrischen
Gutachtens bei B und eines orthopÃ¤dischen Gutachtens bei B1 mit Urteil vom
08.12.2014 abgewiesen.

Am 11.03.2016 stellte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten erneut einen Antrag auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung. Mit Bescheid vom 08.04.2016
lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nach der
medizinischen Beurteilung mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig sein. Im
anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren holte die Beklagte eine sozialmedizinische
Stellungnahme bei der S ein, die unter dem 27.05.2016 ausfÃ¼hrte, nach
Auswertung der vorliegenden medizinischen Unterlagen verbleibe es bei der
Annahme eines vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r eine angepasste
TÃ¤tigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt. Mit Widerspruchsbescheid vom 27.07.2016
wies die Beklagte den Widerspruch mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, unter
BerÃ¼cksichtigung aller GesundheitsstÃ¶rungen und den sich daraus ergebenden
funktionellen EinschrÃ¤nkungen bei der AusÃ¼bung von ErwerbstÃ¤tigkeiten seien
keine Auswirkungen ersichtlich, die das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin fÃ¼r
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zeitlich einschrÃ¤nkten. Der
KlÃ¤gerin seien noch leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten in Tages- oder auch
Wechselschicht ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne hÃ¤ufiges Knien/Hocken und ohne
hÃ¤ufiges Klettern und Steigen auf Leitern sechs Stunden und mehr arbeitstÃ¤glich
zumutbar. 

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 29.08.2016 Klage beim SG erhoben, die sie unter
Vorlage eines Befundscheins der G vom 26.04.2016 im Wesentlichen damit
begrÃ¼ndet hat, dass sie insbesondere auf Grund ihrer psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen nicht in der Lage sei, einer TÃ¤tigkeit von mindestens sechs
Stunden arbeitstÃ¤glich nachzugehen. 

Im Rahmen der Beweisaufnahme hat das SG zunÃ¤chst die behandelnden Ã�rzte
der KlÃ¤gerin schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugen gehÃ¶rt. Die M hat unter dem
01.10.2015 mitgeteilt, die KlÃ¤gerin sei seit Anfang 2015 nicht mehr vorstellig
geworden, weshalb sie keine Angaben zum gegenwÃ¤rtigen Gesundheitszustand
machen kÃ¶nne. Nach Auskunft des S1 vom 28.01.2017 hat er die KlÃ¤gerin vom
Dezember 2013 an wegen eines chronischen Schmerzsyndroms mit somatischen
und psychischen Faktoren und einer Coxalgie rechts behandelt; Angaben zum
aktuellen Gesundheitszustand kÃ¶nne er nicht machen. Die H hat in ihrer
Stellungnahme vom 25.01.2017 ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin einmalig am
26.01.2016 behandelt zu haben. Eine dauerhafte GesundheitsstÃ¶rung auf
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neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet habe sie nicht feststellen kÃ¶nnen,
diagnostisch handle es sich um Spannungskopfschmerzen; ferne habe der Verdacht
auf psychogene AnfÃ¤lle und SchlafstÃ¶rungen bestanden. Eine Beurteilung des
beruflichen LeistungsvermÃ¶gens sei aufgrund der einmaligen Untersuchung nur
schwer mÃ¶glich gewesen, zumal zusÃ¤tzlich ein HÃ¼ftleiden bestehe. Soweit aus
neurologisch-psychiatrischer Sicht beurteilbar sei von einem vollschichtigen
Leistungsbild fÃ¼r leichte sitzende TÃ¤tigkeiten auszugehen. In seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 30.01.2017 hat der D ausgefÃ¼hrt, die
KlÃ¤gerin leide unter einer chronischen Schmerzsymptomatik und kÃ¶nne seiner
EinschÃ¤tzung nach leichte sitzende TÃ¤tigkeiten mit einer Arbeitsdauer von drei
bis sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben. Der B2 hat unter dem 30.01.2017
ausgefÃ¼hrt, das maÃ�gebliche Leiden bei der KlÃ¤gerin stelle seit 10 Jahren eine
ZÃ¶liakie dar. Auch leichte TÃ¤tigkeiten kÃ¶nne sie auf Grund der derzeit
bestehenden abdominellen Schmerzproblematik und der erhÃ¶hten Stuhlfrequenz
nicht Ã¼ber sechs Stunden arbeitstÃ¤glich ausfÃ¼hren. TÃ¤tigkeiten zwischen drei
und sechs Stunden seien kritisch zu Ã¼berdenken. Die FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin G hat in der am 04.07.2017 eingegangenen sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussage mitgeteilt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne auf Grund der Knochen- und
Gelenkprobleme inklusive RÃ¼ckenschmerzen sowie der psychischen
EinschrÃ¤nkung durch die massive depressive Symptomatik nur sehr leichte
kÃ¶rperliche Arbeiten Ã¼ber sehr kurze ZeitrÃ¤ume von zwei bis drei Stunden
tÃ¤glich ausÃ¼ben. 

Das SG hat dann den S2 mit der Erstellung eines nervenÃ¤rztlichen Gutachtens
beauftragt. In seinem Gutachten vom 22.12.2017 und seiner ergÃ¤nzenden
gutachterlichen Stellungnahme vom 05.02.2018 hat dieser ausgefÃ¼hrt, die
KlÃ¤gerin leide allenfalls unter einer anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rung,
die keine Leistungsminderung in zeitlicher Hinsicht begrÃ¼nden kÃ¶nne. Bei der
PrÃ¼fung der Glaubhaftigkeitskriterien/Realkennzeichen hÃ¤tten sich deutliche
AuffÃ¤lligkeiten, die auf ein nicht glaubhaftes, ziel- und ergebnisorientiertes
Verhalten der KlÃ¤gerin hinweisen wÃ¼rden, ergeben. Dies stehe in vÃ¶lliger
Ã�bereinstimmung mit den ausfÃ¼hrlichen Schilderungen im Gutachten des
OrthopÃ¤den B1 vom Juli 2014, das im Vorverfahren fÃ¼r das SG Konstanz erstattet
worden sei. Auch B1 habe auf eine mangelnde Glaubhaftigkeit,
Aggravationstendenzen und Inkonsistenzen der Darstellung hinwiesen. Auch der
nervenÃ¤rztliche Gutachter B habe entsprechende Verhaltensweisen beschrieben,
wenn die KlÃ¤gerin sich beispielsweise mit dem Rollstuhl zu ihm ins
Untersuchungszimmer habe fahren lassen, ohne dass ansonsten objektive
StÃ¶rungen, die ein eigenstÃ¤ndiges Gehen verunmÃ¶glichen wÃ¼rden, von ihm
beobachtet worden seien. Zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt seien im Gutachten von
B1 auch Beobachtungen niedergelegt worden, wonach die KlÃ¤gerin vermeintlich
unbeobachtet unauffÃ¤llig habe gehen kÃ¶nnen. Bei beiden vorangehenden
Gutachten von B1 und B seien auch die von der KlÃ¤gerin angeblich
eingenommenen schmerzlindernden Medikamente, die sie auf Grund ihrer starken
Schmerzen benÃ¶tige, im Blut nicht nachweisbar gewesen. Bei seiner Begutachtung
habe die KlÃ¤gerin entgegen dem Hinweis in der schriftlichen Einladung, keinen
Medikamentenplan mehr mitgebracht und angegeben, nicht zu wissen, was sie
einnehme, wÃ¤hrend ihr dies bei den Vorbegutachtungen durchaus gelÃ¤ufig
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gewesen sei. Auch dies spreche fÃ¼r ein klares und energievolles, ziel- und
ergebnisorientiertes Verhalten vor dem Hintergrund des laufenden Verfahren. Die
KlÃ¤gerin habe sich auch alleine ziel- und ergebnisorientiert vor dem Hintergrund
des damaligen Rentenverfahrens in fachÃ¤rztliche neurologisch-psychiatrische und
orthopÃ¤dische Behandlung begeben. Dies relativiere ebenso wie die nicht
eingenommenen Schmerzmedikamente bei vorgeblich heftigen Schmerzen das
tatsÃ¤chliche Leiden. Man blicke letztlich seit Jahren auf nicht glaubhafte
Darstellungen ohne wirklich fassbare kÃ¶rperliche oder auch psychische
Befundverschlechterungen. B habe in seinem Gutachten aus MÃ¤rz 2014 noch
keine psychische StÃ¶rung von Krankheitswert, ausdrÃ¼cklich auch keine
somatoforme SchmerzstÃ¶rung feststellen kÃ¶nnen. Nach Kenntnis des Gutachtens
relativiere sich seine Diagnose der anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rung.
Darunter verstehe man, dass der Schmerz zum hauptsÃ¤chlichen Fokus der
gesamten Lebensaufmerksamkeit werde, wÃ¤hrend die Lebensaufmerksamkeit der
nach jetzt ausfÃ¼hrlicher Aktenanalyse durchaus energievollen Frau in erster Linie
auf das Rentenziel ausgerichtet sei und nicht auf die BewÃ¤ltigung eines von
Schmerzen geprÃ¤gten Lebens. Auch kÃ¶nne man bei Sichtung des
Langzeitverlaufs keine regelmÃ¤Ã�ige Inanspruchnahme verschiedener Ã�rzte
beobachten, um die organische Ursache der Schmerzen endlich herauszufinden, um
dann, wenn die Ursache endlich gefunden sei, geheilt zu werden. Auch wenn man
eine anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung unterstelle, sei sie als leichtgradig
einzustufen, nach dem bisherigen Verlauf nicht als chronifiziert und keinesfalls
therapieresistent. 

Mit Urteil vom 11.07.2018 hat das SG die Klage abgewiesen. Die â�� nÃ¤her
dargelegten â�� Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung seien nicht erfÃ¼llt. Hinsichtlich der Feststellungen zum
Gesundheitszustand und zum LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin stÃ¼tze sich das
SG insbesondere auf die vorausgehenden unter dem Aktenzeichen S 7 R 465/13
eingeholten Gutachten des B1 und des B sowie auf das im Gerichtsverfahren von
Amts wegen erstellte Gutachten des Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie S2,
wobei zu konstatieren bleibe, dass alle Gutachter unabhÃ¤ngig voneinander
deutliche AuffÃ¤lligkeiten festgestellt hÃ¤tten, die auf nicht glaubhaftes, ziel- und
ergebnisorientiertes Verhalten der KlÃ¤gerin hingedeutet hÃ¤tten. Auf
psychiatrischem Fachgebiet sei bei der KlÃ¤gerin den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des S2 folgend allenfalls von einer leichtgradigen somatoformen
SchmerzstÃ¶rung auszugehen. Zwar habe die Kammer hieran insoweit Zweifel, dass
der Schmerz zum hauptsÃ¤chlichen Fokus der gesamten Lebensaufmerksamkeit
werde mÃ¼sste, wÃ¤hrend die Lebensaufmerksamkeit der KlÃ¤gerin in erster Linie
auf das Rentenziel ausgerichtet sei und nicht auf die BewÃ¤ltigung eines von
Schmerzen geprÃ¤gten Lebens und sie weiterhin nicht regelmÃ¤Ã�ig verschiedene
Ã�rzte aufgesucht habe, um die organische Ursache der Schmerzen herauszufinden.
Jedoch wÃ¼rde selbst eine unterstellte leichtgradige somatoforme
SchmerzstÃ¶rung den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des S2 folgend keine
quantitative Leistungsminderung begrÃ¼nden. Weiterhin bleibe zu konstatieren,
dass in den letzten Jahren nie eine regelmÃ¤Ã�ige oder weitergehende Behandlung
erfolgt sei. Solange jedoch zumutbare BehandlungsmÃ¶glichkeiten noch nicht
verursacht bzw. wie vorliegend noch nicht ausgeschÃ¶pft worden seien und noch
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ein Erfolgsversprechen des Behandlungspotential bestehe, kÃ¶nne eine dauerhafte
quantitative Leistungsminderung bereits alleine deshalb nicht auf diese Erkrankung
gestÃ¼tzt werden. MaÃ�gebliche GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem
Fachgebiet seien nicht erkennbar, zumal sich die KlÃ¤gerin aktuell nicht in
fachÃ¤rztlicher orthopÃ¤discher Behandlung befinde und der Gutachter B1 ihr auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen attestiert
habe. Auch die diagnostizierte ZÃ¶liakie vermÃ¶ge allenfalls qualitative, aber
keinesfalls quantitative LeistungseinschrÃ¤nkungen zu begrÃ¼nden, da diese seit
zehn Jahren bestehe und im Laufe der Jahre keine Verschlimmerung dokumentiert
worden sei. Auch sei von keinem der gehÃ¶rten Gutachter die Notwendigkeit zur
Unterbrechung der teilweise langwierigen Untersuchungen beschrieben worden,
noch sei das Erfordernis betriebsunÃ¼blicher Pausen bejaht worden. Soweit D, B2
und G ein unter sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen auf Grund der chronischen
Schmerzkrankheit befÃ¼rwortet hÃ¤tten, bleibe festzustellen, dass sie diese
Beurteilung zum einen fachfremd getroffen hÃ¤tten, zum anderen ein
grundlegender Unterschied in der prozessualen Stellung eines gerichtlich bestellten
SachverstÃ¤ndigen und eines zu Auskunftszwecken herangezogenen Arztes
bestehe. Der SachverstÃ¤ndigenbeurteilung komme grundsÃ¤tzlich der hÃ¶here
Beweiswert zu. Sonstige schwerwiegende spezifische LeistungseinschrÃ¤nkungen,
die ausnahmsweise die Annahme eines verschlossenen Arbeitsmarktes trotz
sechsstÃ¼ndiger LeistungsfÃ¤higkeit bedingen kÃ¶nnten, seien bei der KlÃ¤gerin
nicht ersichtlich. Die KlÃ¤gerin sei nach der Auffassung der Gutachter in der Lage,
die sozialrechtlich relevante Wegstrecke in zumutbarer Zeit zurÃ¼ckzulegen.
ZusÃ¤tzliche Arbeitspausen seien nicht erforderlich. 

Gegen das ihr am 25.07.2018 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 27.08.2018,
einem Montag, Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt.
Das Gutachten von B1 aus dem Jahr 2013 sei lange vor Stellung des aktuellen
Rentenantrags angefertigt worden, weshalb ihm fÃ¼r das laufende Verfahren keine
Bedeutung mehr beigemessen werden kÃ¶nne. DarÃ¼ber hinaus erschienen die
orthopÃ¤dischen BeeintrÃ¤chtigungen in Rentenverfahren ohnehin eher als von
sekundÃ¤rem Interesse, nachdem sich ein Rentenanspruch nur in sehr seltenen
FÃ¤llen auf orthopÃ¤dische Sachverhalte stÃ¼tzen lassen dÃ¼rfte. Die
maÃ�geblichen BeeintrÃ¤chtigungen lÃ¤gen auf neurologisch-psychiatrischem
sowie internistisch-gastroenterologischem Fachgebiet. Nachdem S2 selbst
ausgefÃ¼hrt habe, sich zu einer fundierten psychiatrischen EinschÃ¤tzung nicht in
der Lage zu sehen, sei dessen Gutachten nicht bei der Entscheidungsfindung zu
berÃ¼cksichtigen. Dieses umso mehr, als dass die behandelnde Ã�rztin G in ihrer
Zeugenauskunft von einer ausgeprÃ¤gten depressiven Symptomatik berichtet
habe. Diese Diagnose habe G auch nochmals in einem vorgelegten Attest vom
14.09.2018 bestÃ¤tigt. Obwohl sich der Befund wie ein roter Faden durch die
gesamte Akte ziehe, sei auch der ZÃ¶liakie nicht in ausreichendem Umfang
nachgegangen worden. 

Auf Antrag und Kostenrisiko der KlÃ¤gerin hat der Senat den V am 01.03.2019 mit
der Erstattung eines Gutachtens beauftragt. Nachdem die KlÃ¤gerin Termine am
23.04.2019, 02.07.2019 und 09.07.2019 nicht wahrgenommen hat, ist der
Gutachtensauftrag aufgehoben worden. Nach Mitteilung des
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ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin, diese habe nun doch davon Ã¼berzeugt
werden kÃ¶nnen, dass die Wahrnehmung des gutachterlichen
Untersuchungstermins unabdingbar sei, ist V am 26.06.2020 erneut beauftragt
worden. Die KlÃ¤gerin hat den Termin zur Begutachtung am 28.07.2020 nicht
wahrgenommen und dem Gutachter telefonisch mitgeteilt, sie habe unter
DurchfÃ¤llen und Bauchschmerzen gelitten, weshalb sie habe umkehren mÃ¼ssen.
Eine Begutachtung sei auch in Zukunft nicht mÃ¶glich. Der Gutachtensauftrag ist
daraufhin aufgehoben worden.

Der KlÃ¤gervertreter hat dann ein nach Aktenlage durch die S3 erstelltes Gutachten
des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) Baden-WÃ¼rttemberg
vom 18.05.2020 vorgelegt, mit dem ein Pflegegrad 4 seit 01.04.2020 festgestellt
wurde.

Nachdem der KlÃ¤gervertreter mitgeteilt hatte, die KlÃ¤gerin befinde sich (auch
coronabedingt) derzeit ausschlieÃ�lich in Behandlung bei der HausÃ¤rztin G hat der
Senat diese schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugin gehÃ¶rt. Diese hat mit am
17.06.2021 eingegangen Schreiben die bei der KlÃ¤gerin erhobenen Befunde und
Diagnosen mitgeteilt und ausgefÃ¼hrt, eine berufliche TÃ¤tigkeit sei in den Jahren
des Arzt-Patientinnen-VerhÃ¤ltnis aus Patientinnensicht nicht mÃ¶glich gewesen.
Die KlÃ¤gerin fÃ¼hle sich in keiner Weise leistungsfÃ¤hig, weder im Bereich der
HaushaltsfÃ¼hrung als Mutter kleiner Kinder, wo sie immer wiederkehrend eine
UnterstÃ¼tzung durch eine Haushaltshilfe durch die Krankenkasse begehrt habe,
noch in einer beruflichen TÃ¤tigkeit. Starke SchmerzzustÃ¤nde wechselnder
Lokalisation hÃ¤tten immer wieder zu ArbeitsabbrÃ¼chen bzw. dazu gefÃ¼hrt, ein
ArbeitsverhÃ¤ltnis gar nicht beginnen zu kÃ¶nnen. 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Konstanz vom 11.Â Juli 2018 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 8.Â April 2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 27.Â Juli 2016 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin bezogen
auf eine Antragstellung am 20.Â Februar 2016 Rente wegen Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren. 

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Sie beruft sich auf sozialmedizinische Stellungnahmen des L vom 07.01.2021 und
vom 13.07.2021.

Mit Schreiben vom 03.08.2021 sind die Beteiligten auf die beabsichtigte
Entscheidung durch Beschluss nach Â§Â 153 Abs.Â 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
hingewiesen worden; ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme eingerÃ¤umt
worden. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
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Beteiligten wird auf den Inhalt der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten
und der Gerichtsakten beider Instanzen Bezug genommen.

Â 

II.

Der Senat entscheidet Ã¼ber die nach den Â§Â§Â 143, 144 SGG zulÃ¤ssige
Berufung nach AnhÃ¶rung der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â 153 Abs.Â 4 SGG durch
Beschluss, weil er die Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt. 

Die Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das angefochtene Urteil des SG vom
11.07.2018 sowie der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 08.04.2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.07.2016 sind nicht zu beanstanden, da
die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung hat. 

Das SG hat in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Urteils zutreffend
die rechtlichen Grundlagen fÃ¼r eine Rente wegen voller und teilweiser
Erwerbsminderung (Â§Â 43 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch [SGB VI]) und eine
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit (Â§Â 240 SGB VI)
dargelegt und ebenso zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass ein Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung nicht besteht, weil die KlÃ¤gerin noch wenigstens sechs Stunden
tÃ¤glich fÃ¼r zumindest leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
leistungsfÃ¤hig ist. Ebenso zutreffend hat das SG festgestellt, dass ein Anspruch auf
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit schon deshalb
nicht besteht, weil die KlÃ¤gerin nicht vor dem 02.01.1961 geboren ist. Der Senat
schlieÃ�t sich dem nach eigener PrÃ¼fung und unter BerÃ¼cksichtigung des
Vorbringens im Berufungsverfahren uneingeschrÃ¤nkt an, sieht gemÃ¤Ã� Â§Â 153
Abs.Â 2 SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde im
Wesentlichen ab und weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen
Entscheidung zurÃ¼ck. 

Die im Berufungsverfahren durchgefÃ¼hrten Ermittlungen konnten diese
EinschÃ¤tzung nicht entkrÃ¤ften. Trotz wiederholter Erinnerung hat die KlÃ¤gerin
Termine zur Begutachtung durch V, die durch sie beantragt worden war, nicht
wahrgenommen. Zu weiteren Ermittlungen auf neurologisch-psychiatrischem
Fachgebiet sah sich der Senat auch nicht veranlasst. Zwar ist der Senat anders als
das SG nicht der Auffassung, dass eine dauerhafte quantitative Leistungsminderung
bereits dann nicht auf eine psychiatrische Erkrankung gestÃ¼tzt werden kann,
solange nicht alle zumutbaren BehandlungsmÃ¶glichkeiten versucht bzw. wie
vorliegend noch nicht ausgeschÃ¶pft worden seien. Die Frage der Behandelbarkeit
einer psychischen Erkrankung ist zur Ã�berzeugung des Senats vielmehr fÃ¼r die
Frage, ob eine quantitative Leistungsreduzierung tatsÃ¤chlich vorliegt, nicht
maÃ�geblich, sondern allein fÃ¼r die Befristung und Dauer einer Rente von
Bedeutung (Senatsurteil vom 23.06.2020 â�� LÂ 9 R 1194/19 -, Juris). UnabhÃ¤ngig
davon konnte sich der Senat auf Grundlage des Gutachtens von S2, des Umstandes,
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dass sie sich in keiner fachpsychiatrischen Behandlung befindet und der fehlenden
Mitwirkung bei der Begutachtung im Berufungsverfahren nicht davon Ã¼berzeugen,
dass die KlÃ¤gerin an einer sich auf das LeistungsvermÃ¶gen rentenrechtlich
relevant auswirkenden psychiatrischen Erkrankung leidet. Insoweit nimmt der Senat
Bezug auf die Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des SG.

Soweit aufgrund des Pflegegutachtens vom 18.05.2020, das durch eine Pflegekraft
erstellt worden ist, ein Pflegegrad 4 seit dem 01.04.2020 festgestellt worden ist,
begrÃ¼ndet dies ebenfalls keine andere Beurteilung. Denn die Beurteilung nach
dem Recht der Pflegeversicherung hat fÃ¼r die Beurteilung der ErwerbsfÃ¤higkeit
im Rahmen eines Anspruchs auf Rente wegen Erwerbsminderung keine
anspruchsbegrÃ¼ndende Bedeutung und die Voraussetzungen fÃ¼r die Beurteilung
des Pflegegrades unterscheiden sich maÃ�geblich von jenen fÃ¼r die Beurteilung
einer Erwerbsminderung (Senatsurteil vom 21.09.2021 â�� L 9 R 3676/20 -, n.v.; zur
Feststellung des Grades der Behinderung vgl. BSG, Beschluss vom 10.07.2018 â�� 
B 13 R 64/18 B -, Juris). Im Ã�brigen ist das Gutachten des MDK Baden-
WÃ¼rttemberg vom 18.05.2020 allein aufgrund der Angaben der KlÃ¤gerin nach
Aktenlage und telefonischer RÃ¼cksprache erfolgt, ohne dass eine Objektivierung
der vorgetragenen Beschwerden erfolgt wÃ¤re. Es wurde davon ausgegangen, dass
die Angaben der Versicherten wahrheitsgemÃ¤Ã� erfolgten. Eine Untersuchung der
KlÃ¤gerin ist nicht erfolgt, so dass, unabhÃ¤ngig davon, dass ein RÃ¼ckschluss
vom Pflegegrad auf die ErwerbsfÃ¤higkeit ohnehin nicht zwingend ist, dem
Pflegegutachten lediglich ein geringer Beweiswert zukommt. L weist in diesem
Zusammenhang zutreffend darauf hin, dass Objektivierungsversuche der durch die
KlÃ¤gerin vorgetragenen BeeintrÃ¤chtigungen nicht erfolgt sind und durch die
Gutachterin Ã¼bertriebene Beschwerdeangaben, wie sie S2 nachvollziehbar und
Ã¼berzeugend dargelegt hat, Ã¼berhaupt nicht in Betracht gezogen worden sind.
Auch aus der Aussage der behandelnden HausÃ¤rztin G im Juni 2021 lÃ¤sst sich
eine Verschlechterung der gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen im Vergleich zur
Begutachtung durch S2 nicht ableiten. Durch dessen Gutachten wurde die
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin, die auch nach EinschÃ¤tzung der behandelnden
Ã�rztin im Wesentlichen durch die â��ausgeprÃ¤gte psychische Komponenteâ��
limitiert wird, auf diesem Fachgebiet umfangreich gewÃ¼rdigt.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen. 

Hierauf und auf Â§Â 193 SGG beruht die Kostenentscheidung. 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 16.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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